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37. Gesetz vom 21. März 2001 über die Regelung des Campingwesens in Tirol (Tiroler Campinggesetz 2001)

38. Gesetz vom 21. März 2001, mit dem das Tiroler Raumordnungsgesetz 1997 geändert wird (4. Raumordnungs-
gesetz-Novelle)

37.Gesetz vom 21. März 2001 über die Regelung des Campingwesens in Tirol (Tiroler Cam-
pinggesetz 2001)

Der Landtag hat beschlossen:

1. A b s c h n i t t
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Errichtung und den Be-
trieb von Campingplätzen sowie für das Kampieren
außerhalb von Campingplätzen.

(2) Dieses Gesetz gilt, unbeschadet sonstiger landes-
rechtlicher Vorschriften, nicht für das Kampieren außer-
halb von Campingplätzen während eines kurzen, durch
den Anlass gebotenen Zeitraumes 

a) im Rahmen des Aufgabenbereiches
1. von Körperschaften, Anstalten und Fonds des öf-

fentlichen Rechts,
2. von gesetzlich anerkannten Kirchen oder Reli-

gionsgesellschaften,
3. von Schulen und Einrichtungen der Erwachsenen-

bildung sowie von Gebietskörperschaften und aner-
kannten Einrichtungen der freien Jugendwohlfahrt in
den Angelegenheiten der Jugendbetreuung und

b) im hochalpinen Gelände (Biwakieren).

§ 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes sind
a) �Kampieren� das Nächtigen von Personen in mo-

bilen Unterkünften, wie Zelte, Wohnwägen, Kraftfahr-
zeuge, Wohnmobile, Mobilheime und dergleichen im
Rahmen des Tourismus;

b) �Campingplätze� Grundstücke oder Teile davon,
die zum Kampieren bereitgestellt werden;

c) �Standplätze� jene Teile eines Campingplatzes, die
dem Auf- oder Abstellen mobiler Unterkünfte dienen;

d) �Autocamp-Plätze� ein räumlicher und betriebs-
technischer Zusammenschluss von Standplätzen, die
dem kurzfristigen Kampieren wechselnder Gäste auch
außerhalb der Öffnungszeiten eines Campingplatzes
dienen;

e) �wesentliche Änderung eines Campingplatzes�
eine Änderung im Bestand oder im Betrieb des Cam-
pingplatzes, die Auswirkungen auf die Erfordernisse
nach § 5 haben kann;

f) �wechselnde Gäste� Personen, die nicht länger als
sechs Wochen auf einem Campingplatz kampieren, wo-
bei Unterbrechungen des Aufenthaltes bis zu zwei Wo-
chen unberücksichtigt bleiben.

§ 3
Verbot des Kampierens 

außerhalb von Campingplätzen

(1) Das Kampieren außerhalb von Campingplätzen
ist verboten, ausgenommen auf Grundflächen, für die
eine Verordnung nach Abs. 6 erlassen worden ist. 

(2) Die Behörde hat dem Inhaber einer mobilen
Unterkunft, in der außerhalb einer Grundfläche nach
Abs. 6 kampiert wird oder werden soll, aufzutragen, die
Unterkunft innerhalb einer angemessen festzusetzen-
den Frist zu entfernen. Ist der Verpflichtete der deut-
schen Sprache nicht mächtig, so sind ihm nach Mög-
lichkeit der Inhalt des Entfernungsauftrages und die
Rechtsfolgen in einer für ihn verständlichen Sprache zu
erläutern. Der Berufung gegen einen solchen Bescheid
kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Kommt der
Verpflichtete dem Entfernungsauftrag nicht rechtzeitig
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oder nicht vollständig nach, so ist dieser durch Ersatz-
vornahme nach § 4 VVG zu vollstrecken.

(3) Werden die im § 5 Abs. 2 lit. a bis c angeführten
Interessen erheblich beeinträchtigt und bleibt eine form-
lose Aufforderung zur Entfernung der mobilen Unter-
kunft wirkungslos, so hat die Behörde die Entfernung
durch die Ausübung unmittelbarer behördlicher Be-
fehls- und Zwangsgewalt zu veranlassen. 

(4) Für Schäden, die bei der Entfernung von mobilen
Unterkünften nach den Abs. 2 oder 3 unvermeidbar ein-
treten, besteht kein Anspruch auf Entschädigung.

(5) Die Bezirkshauptmannschaft kann mit Zustim-
mung der Gemeinde

a) Gemeindesicherheitswacheorgane zur Vornahme
von Amtshandlungen nach § 50 Abs. 1, 2 und 8 VStG
in der Höhe bis zu 500,� Schilling (ab 1. Jänner 2002
EURO 40,�) und 

b) Angehörige eines Gemeindewachkörpers zur Vor-
nahme von Amtshandlungen nach lit. a und zur Fest-
setzung und Einhebung vorläufiger Sicherheiten nach
Maßgabe des § 37a Abs. 2 Z. 2 VStG ermächtigen.

(6) Die Gemeinde kann bei Vorliegen eines besonde-
ren örtlichen Bedarfes durch Verordnung auf bestimm-
ten Grundflächen oder auf Teilen davon für einen durch
den Anlass gebotenen Zeitraum eine Ausnahme vom
Verbot nach Abs. 1 zulassen. In einer solchen Verord-
nung sind die zur Wahrung der im § 5 Abs. 2 lit. a bis c
angeführten Interessen notwendigen Bestimmungen
und die höchstzulässige Aufenthaltsdauer je mobiler
Unterkunft festzulegen.

2. A b s c h n i t t
Errichtung und Betrieb 

von Campingplätzen

§ 4
Anzeigepflicht

(1) Die beabsichtigte Errichtung eines Campingplat-
zes und die beabsichtigte wesentliche Änderung eines
Campingplatzes (Vorhaben) sind der Behörde schrift-
lich anzuzeigen. 

(2) Der Anzeige über die beabsichtigte Errichtung
eines Campingplatzes sind alle zur Beurteilung der
Voraussetzungen nach § 5 erforderlichen Unterlagen in
zweifacher Ausfertigung anzuschließen. Jedenfalls sind
anzuschließen:

a) eine technische Beschreibung des Campingplatzes,
aus der die Art, der Umfang, die Betriebszeiten, die
Anzahl und Lage der Standplätze einschließlich eines
allenfalls einzurichtenden Autocamp-Platzes sowie alle

sonstigen geplanten Anlagen, Maschinen und Einrich-
tungen hervorgehen,

b) Angaben über die zu erwartenden Auswirkungen
im Sinne des § 5 Abs. 2 und die zu ihrer Vermeidung
oder Verminderung vorgesehenen Maßnahmen,

c) der Nachweis der Widmung im Sinne des § 5 Abs. 1
und der Nachweis des Eigentums am Grundstück, auf
dem der Campingplatz betrieben werden soll, oder,
wenn der Anzeigende nicht Grundeigentümer ist, die
Zustimmungserklärung des Grundeigentümers,

d) der Bewilligungsbescheid der Agrarbehörde, wenn
das Grundstück in ein Zusammenlegungsverfahren oder
in ein Flurbereinigungsverfahren einbezogen ist und in
der Verordnung über die Einleitung des Zusammenle-
gungsverfahrens bzw. im Bescheid über die Einleitung
des Flurbereinigungsverfahrens bestimmt ist, dass die
Errichtung oder die wesentliche Änderung eines Cam-
pingplatzes einer Bewilligung der Agrarbehörde bedür-
fen, und

e) eine sicherheitstechnische Beschreibung und An-
gaben über die zur Vermeidung von Notfällen oder zur
Verminderung ihrer Auswirkungen vorgesehenen Maß-
nahmen.

(3) Bei der Anzeige über die beabsichtigte wesent-
liche Änderung eines Campingplatzes können sich die
Unterlagen nach Abs. 2 auf den betroffenen Teil be-
schränken, wenn Auswirkungen auf den bestehenden
Betrieb nicht zu erwarten sind.

(4) Liegt eine vollständige Anzeige vor, so hat die
Behörde innerhalb von zwei Monaten 

a) das angezeigte Vorhaben schriftlich zur Kenntnis
zu nehmen,

b) die Zustimmung mit schriftlichem Bescheid be-
fristet, mit Auflagen oder unter Bedingungen zu ertei-
len, soweit dies zur Sicherstellung der Erfordernisse
nach § 5 Abs. 2 erforderlich ist, oder

c) das angezeigte Vorhaben mit schriftlichem Be-
scheid zu untersagen, wenn sich ergibt, dass einem der
Erfordernisse nach § 5 nicht entsprochen wird. 

(5) Besteht Grund zur Annahme, dass ein Bescheid
nach Abs. 4 lit. b oder c nicht innerhalb der genannten
Frist rechtswirksam zugestellt werden kann, so hat ihn
die Behörde nach § 23 des Zustellgesetzes ohne vorher-
gehenden Zustellversuch zu hinterlegen.

(6) Dem Anzeigenden ist eine mit einem entspre-
chenden Vermerk versehene Ausfertigung der einge-
reichten Unterlagen mit der Erledigung nach Abs. 4 zu-
rückzusenden.

(7) Wurde ein anzeigepflichtiges Vorhaben ohne vor-
herige Anzeige ausgeführt, so hat die Behörde demjeni-
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gen, der dies veranlasst hat, oder, wenn dieser nur mit
einem unverhältnismäßigen Aufwand festgestellt wer-
den kann, dem Grundeigentümer oder dem sonst über
das Grundstück Verfügungsberechtigten die Fortset-
zung des Vorhabens und einen allfälligen Betrieb des
Campingplatzes zu untersagen. Wird das Vorhaben nicht
innerhalb eines Monats nach der Zustellung des Unter-
sagungsbescheides nachträglich angezeigt oder wird die-
ses nach Abs. 4 lit. c untersagt, so hat die Behörde die
Wiederherstellung des früheren Zustandes aufzutragen.
Dies gilt auch dann, wenn ein Vorhaben erheblich ab-
weichend von der Anzeige ausgeführt wurde. In diesem
Fall kann auch auf Antrag statt der Wiederherstellung
des früheren Zustandes die Herstellung des der Anzei-
ge entsprechenden Zustandes aufgetragen werden.

(8) Wurde mit der Ausführung eines anzeigepflichti-
gen Vorhabens vor dem Ablauf von zwei Monaten ab
der Einbringung der vollständigen Anzeige begonnen,
ohne dass die Behörde der Ausführung vorzeitig zuge-
stimmt hat, so hat sie die Fortsetzung des Vorhabens
und einen allfälligen Betrieb des Campingplatzes bis
zum Ablauf dieser Frist zu untersagen. Wird das ange-
zeigte Vorhaben nach Abs. 4 lit. c untersagt, so hat die
Behörde demjenigen, der dies veranlasst hat, oder, wenn
dieser nur mit einem unverhältnismäßigen Aufwand
festgestellt werden kann, dem Grundeigentümer oder
dem sonst über das Grundstück Verfügungsberechtig-
ten die Wiederherstellung des früheren Zustandes auf-
zutragen.

(9) Besteht in den Fällen des Abs. 7 oder 8 eine un-
mittelbare Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von
Menschen oder für die Sicherheit von Sachen, so hat die
Behörde demjenigen, der dies veranlasst hat, oder, wenn
dieser nur mit einem unverhältnismäßigen Aufwand
festgestellt werden kann, dem Grundeigentümer oder
dem sonst über das Grundstück Verfügungsberechtigten
die zur Beseitigung der Gefährdung sofort notwendigen
Maßnahmen ohne weiteres Verfahren aufzutragen.
Kommt der Verpflichtete diesem Auftrag nicht unver-
züglich nach, so hat die Behörde die Maßnahmen auf
seine Gefahr und Kosten sofort durchführen zu lassen.
Der Verpflichtete hat die Durchführung dieser Maßnah-
men zu dulden. Die Ausübung unmittelbarer behörd-
licher Befehls- und Zwangsgewalt ist zulässig.

§ 5
Allgemeine Erfordernisse

(1) Campingplätze dürfen nur auf Grundstücken
oder Teilen davon betrieben werden, die im Flächen-

widmungsplan als Sonderfläche für diesen Verwen-
dungszweck gewidmet sind.

(2) Campingplätze sind, unbeschadet sonstiger bun-
des- und landesrechtlicher Vorschriften, in allen ihren
Teilen so zu errichten, zu ändern, zu betreiben, instand
zu halten und instand zu setzen, dass sie

a) dem Stand der Technik, insbesondere den bau-,
sicherheits- und brandschutztechnischen Erfordernis-
sen entsprechen; insbesondere müssen geeignete Feuer-
lösch- und Rettungsgeräte in ausreichender Anzahl zur
Verfügung stehen und ihr wirksamer Einsatz muss an
allen Standplätzen und Anlagen gewährleistet sein;

b) den Erfordernissen der Hygiene und des Um-
weltschutzes entsprechen und die Erfordernisse der
Trinkwasserversorgung, der Abwasserentsorgung, der
Abfallwirtschaft und der Energieversorgung sicherge-
stellt werden und

c) durch ihren Bestand und Betrieb
1. weder das Leben oder die Gesundheit von Men-

schen, noch die Sicherheit von Sachen gefährden und
2. Menschen weder durch Lärm, Erschütterung,

Wärme, Lichteinwirkung, Schwingungen, Geruch oder
Rauch, noch auf andere Weise unzumutbar belästigen.

§ 6
Besondere Pflichten

(1) Der Inhaber eines Campingplatzes hat dafür zu
sorgen, dass

a) die Fläche eines Autocamp-Platzes 10 v. H. der
Fläche der übrigen Standplätze des Campingplatzes
nicht überschreitet; ein Autocamp-Platz muss weiters
von den übrigen Standplätzen durch geeignete Vorkeh-
rungen gut sichtbar abgegrenzt werden;

b) ein Autocamp-Platz und mindestens die Hälfte der
Standplätze für wechselnde Gäste freigehalten wird und

c) auf Standplätzen nur Anlagen errichtet werden, die 
1. infrastrukturellen Erfordernissen, wie der Trink-

wasserversorgung, der Abwasserentsorgung oder der
Energieversorgung, dienen oder 

2. untergeordnete Bestandteile mobiler Unterkünfte
sind, keine dauerhafte Verbindung zum Boden haben
und ohne besonderen technischen Aufwand entfernt
werden können, wie etwa handelsübliche Vorzelte, Vor-
dächer und dergleichen.

(2) Der Inhaber eines Campingplatzes hat weiters 
a) der Behörde unverzüglich die Aufnahme des Be-

triebes, die beabsichtigte Unterbrechung des Betriebes
für die Dauer von mehr als einem Jahr und die Stilllegung
des Betriebes schriftlich anzuzeigen und
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b) eine Campingplatzordnung zu erlassen, die das
Verhalten der Campinggäste, insbesondere auch im Falle
drohender oder eintretender Gefahren, regelt. Die Cam-
pingplatzordnung ist an geeigneten Stellen des Cam-
pingplatzes gut sichtbar anzuschlagen und nach Mög-
lichkeit den Campinggästen bei der Anmeldung zu
übergeben.

§ 7
Behördliche Befugnisse

(1) Die Organe der Behörden sind berechtigt, zur Kon-
trolle der Einhaltung des § 5 Abs. 2 und des § 6 im erfor-
derlichen Ausmaß während der Betriebszeiten Camping-
plätze zu betreten, zu besichtigen und zu überprüfen. 

(2) Bei Gefahr im Verzug ist der Zutritt auch außer-
halb der Betriebszeiten zulässig.

(3) Die Behörde kann die Räumung von Camping-
plätzen verfügen, wenn eine unmittelbare Gefahr für das
Leben oder die Gesundheit von Menschen oder für die
Sicherheit von Sachen besteht.

(4) Die Inhaber von Campingplätzen haben
a) die in den Abs. 1 bis 3 genannten Maßnahmen zu

dulden und
b) den Organen der Behörde zur Erfüllung ihrer Auf-

gaben nach Abs. 1 auf Verlangen in alle den Camping-
platz betreffenden schriftlichen oder elektronischen
Unterlagen Einsicht zu gewähren und die Herstellung
von Kopien zuzulassen; sie haben ihnen weiters alle er-
forderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Verpflichtung
zur Erteilung von Auskünften bestehen nicht, sofern sie
dadurch sich selbst oder eine der im § 38 VStG genann-
ten Personen der Gefahr einer Strafverfolgung ausset-
zen; derartige Gründe sind glaubhaft zu machen.

(5) Zur Durchsetzung der Pflichten nach Abs. 4 lit. a
ist die Ausübung unmittelbarer behördlicher Befehls-
und Zwangsgewalt zulässig.

§ 8
Behebung von Mängeln

(1) Der Inhaber eines Campingplatzes hat während
des Betriebes auftretende Mängel, die Einfluss auf die
Erfordernisse nach § 5 Abs. 2 haben können, unver-
züglich zu beheben oder beheben zu lassen.

(2) Kommt der Inhaber eines Campingplatzes der
Verpflichtung nach Abs. 1 nicht nach, so hat ihm die
Behörde die erforderlichen Maßnahmen innerhalb einer
angemessen festzusetzenden Frist mit Bescheid aufzu-
tragen.

(3) Besteht eine unmittelbare Gefahr für das Leben
oder die Gesundheit von Menschen oder für die Sicher-

heit von Sachen, so hat die Behörde dem Inhaber des
Campingplatzes die zur Beseitigung der Gefährdung so-
fort notwendigen Maßnahmen ohne weiteres Verfahren
aufzutragen. Kommt der Verpflichtete diesem Auftrag
nicht unverzüglich nach, so hat die Behörde die Maß-
nahmen auf Gefahr und Kosten des Inhabers sofort
durchführen zu lassen. Der Verpflichtete hat die Durch-
führung dieser Maßnahmen zu dulden. Die Ausübung
unmittelbarer behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt
ist zulässig.

§ 9
Untersagung des Betriebes, 

behördliche Schließung

(1) Die Behörde hat dem Inhaber eines Camping-
platzes den weiteren Betrieb des Campingplatzes oder
eines Teiles davon mit Bescheid zu untersagen, wenn 

a) einem Auftrag zur Behebung von Mängeln nach
§ 8 Abs. 2 nicht rechtzeitig oder nicht vollständig ent-
sprochen wird oder

b) Vorschreibungen in Bescheiden nach § 4 Abs. 4
lit. b oder die Verpflichtungen nach § 6 Abs. 1 oder Abs. 2
lit. b nicht eingehalten werden.

(2) Die Behörde hat einen Untersagungsbescheid
nach Abs. 1 aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für
seine Erlassung nicht mehr vorliegen.

(3) Liegen Mängel vor, die eine erhebliche Beein-
trächtigung der Erfordernisse nach § 5 Abs. 2 darstellen
und deren Behebung technisch nicht möglich oder wirt-
schaftlich nicht vertretbar ist, so hat die Behörde dem
Inhaber des Campingplatzes die Schließung des Cam-
pingplatzes oder von Teilen davon innerhalb einer an-
gemessen festzusetzenden Frist aufzutragen.

§ 10
Pflichten der Campinggäste und Besucher

Die Campinggäste und deren Besucher sind ver-
pflichtet, sich jederzeit so zu verhalten, dass das Leben
oder die Gesundheit von Menschen oder die Sicherheit
von Sachen nicht gefährdet wird.

§ 11
Dingliche Wirkung

Rechte und Pflichten, die sich aus anlagenbezogenen
Bescheiden nach diesem Abschnitt ergeben, werden
durch einen Wechsel des Inhabers des Campingplatzes
nicht berührt. Der Rechtsvorgänger hat dem Rechts-
nachfolger alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen und
alle notwendigen Unterlagen auszuhändigen. Der Rechts-
nachfolger hat den Rechtsübergang unverzüglich der
Behörde anzuzeigen.
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3. A b s c h n i t t
Behörden, Straf-, Übergangs- 

und Schlussbestimmungen

§ 12
Behörden

(1) Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist, soweit im
Abs. 3 nichts anderes bestimmt ist, die Bezirksverwal-
tungsbehörde. Erstreckt sich ein Campingplatz auf das
Gebiet zweier oder mehrerer politischer Bezirke, so ist
die Landesregierung Behörde.

(2) Die Landesregierung kann jedoch, soweit dies im
Interesse der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit, Rasch-
heit, Einfachheit oder Zweckmäßigkeit gelegen ist, jene
Bezirksverwaltungsbehörde zur Entgegennahme der
Anzeige, zur Durchführung von Verfahren und zur Er-
lassung von Bescheiden in ihrem Namen ermächtigen,
die im Hinblick auf die Lage des Campingplatzes am
geeignetsten ist.

(3) Behörde im Sinne des § 3 Abs. 2 und 3 ist der Bür-
germeister, im Gebiet der Stadt Innsbruck der Stadtma-
gistrat Innsbruck.

§ 13
Automationsunterstützter 

Datenverkehr
(1) Personenbezogene Daten, die 
a) für die Durchführung von Verfahren nach diesem

Gesetz erforderlich sind, 
b) zur Erfüllung der Aufsichtstätigkeit benötigt wer-

den oder 
c) der Behörde zur Kenntnis zu bringen sind, 

dürfen automationsunterstützt ermittelt und verarbei-
tet werden. 

(2) Verarbeitete Daten dürfen übermittelt werden: 
a) den Beteiligten an einem Verfahren,
b) den Sachverständigen, die einem Verfahren beige-

zogen werden,
c) ersuchten oder beauftragten Behörden (§ 55 AVG)

und
d) der für die Durchführung von Verfahren nach die-

sem Gesetz zuständigen Behörde, soweit diese Daten
im Rahmen des Verfahrens benötigt werden. 

§ 14
Mitwirkung der Sicherheitsbehörden

(1) Die Bezirkshauptmannschaften und die Bundes-
polizeidirektion Innsbruck haben als Sicherheitsbehör-
den an der Vollziehung der §§ 4 Abs. 9, 7 Abs. 5 und 8
Abs. 3 dadurch mitzuwirken, dass die Organe des öf-
fentlichen Sicherheitsdienstes auf Ersuchen der zustän-

digen Behörde bei der nach diesen Bestimmungen zu-
lässigen Ausübung unmittelbarer behördlicher Befehls-
und Zwangsgewalt im Rahmen ihres gesetzmäßigen
Wirkungsbereiches Hilfe leisten.

(2) Für die Besorgung der den Sicherheitsbehörden
nach Abs. 1 übertragenen Aufgaben gelten die Grund-
sätze über die Aufgabenerfüllung im Bereich der Sicher-
heitspolizei.

§ 15
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die Besorgung der Aufgaben nach § 3 Abs. 2, 3 und 6
obliegt der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich.

§ 16
Strafbestimmungen

(1) Wer
a) außerhalb von Campingplätzen oder von Grund-

flächen, für die eine Verordnung nach § 3 Abs. 6 vor-
liegt, kampiert;

b) in Verordnungen nach § 3 Abs. 6 enthaltene Vor-
schreibungen nicht einhält;

c) einen Campingplatz ohne vorherige Anzeige nach
den §§ 4 Abs. 1 oder 6 Abs. 2 lit. a errichtet, wesentlich
ändert oder betreibt oder trotz Untersagung nach § 4
Abs. 4 lit. c betreibt,

d) einen Campingplatz vor dem Ablauf von zwei
Monaten ab der Einbringung der vollständigen Anzeige
nach § 4 Abs. 1 errichtet oder wesentlich ändert, ohne
dass die Behörde der Ausführung des Vorhabens vor-
zeitig zugestimmt hat,

e) einem Auftrag nach § 4 Abs. 9 erster Satz nicht
nachkommt,

f) als Inhaber eines Campingplatzes den Verpflich-
tungen nach den §§ 6, 7 Abs. 4 lit. b und 8 Abs. 1 oder
einem Auftrag nach § 8 Abs. 3 erster Satz nicht nach-
kommt,

g) in Bescheiden enthaltenen Vorschreibungen nicht
nachkommt,
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Hand-
lung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist von der
Bezirksverwaltungsbehörde in den Fällen nach lit. a
und b mit einer Geldstrafe bis zu 3.000,� Schilling (ab
dem 1. Jänner 2002 EURO 220,�) und in allen übrigen
Fällen mit einer Geldstrafe bis zu 100.000,� Schilling (ab
dem 1. Jänner 2002 EURO 7.300,�) zu bestrafen.

(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) Die Geldstrafen für Verwaltungsübertretungen

nach Abs. 1 lit. a und b fließen der Gemeinde zu.
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§ 17
Übergangsbestimmungen

(1) Die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses
Gesetzes anhängigen Verfahren zur Erteilung einer Er-
richtungsbewilligung nach § 15 Abs. 1 des Tiroler Cam-
pingplatzgesetzes sind nach den Bestimmungen dieses
Gesetzes weiterzuführen. Ansuchen nach § 17 des Tiro-
ler Campingplatzgesetzes gelten als Anzeigen nach § 4
Abs. 1 dieses Gesetzes. Die Frist nach § 4 Abs. 4 beginnt
erst mit der vollständigen Einbringung der Unterlagen
nach § 4 Abs. 2 zu laufen.

(2) Bewilligungen nach dem Tiroler Campingplatz-
gesetz, die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Ge-
setzes rechtskräftig sind, bleiben unberührt. Insbeson-
dere gelten rechtmäßig bestehende Campingplätze im
Umfang ihres Bestandes als zur Kenntnis genommen.
Die Behörde hat auf Antrag Auflagen in Bescheiden auf-
zuheben, soweit sie nach diesem Gesetz nicht mehr vor-
geschrieben werden könnten oder soweit sie zur Sicher-
stellung der Erfordernisse nach § 5 Abs. 2 nicht mehr
erforderlich sind.

§ 18
Geschlechtsspezifische 

Bezeichnung

Personenbezogene Begriffe in diesem Gesetz haben
keine geschlechtsspezifische Bedeutung. Sie sind bei der
Anwendung auf bestimmte Personen in der jeweils ge-
schlechtsspezifischen Form zu verwenden.

§ 19
In-Kraft-Treten, 

Notifikation

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Juni 2001 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt das Tiroler Campingplatzgesetz,

LGBl. Nr. 69/1980, außer Kraft.
(3) Dieses Gesetz wurde unter Einhaltung der Be-

stimmungen der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein In-
formationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und
technischen Vorschriften in der Fassung der Richtlinie
98/48/EG der Europäischen Kommission notifiziert
(Notifikationsnummer 2000/10/A).

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

38. Gesetz vom 21. März 2001, mit dem das Tiroler Raumordnungsgesetz 1997 geändert wird
(4. Raumordnungsgesetz-Novelle)

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Raumordnungsgesetz 1997, LGBl. Nr. 10,
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 60/2000,
wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 2 des § 1 wird folgende Bestimmung als
lit. e eingefügt:

�e) der Schutz von Siedlungsgebieten, von Erholungs-
räumen, von Verkehrswegen und von ökologisch beson-
ders wertvollen Gebieten vor den Gefahren schwerer
Unfälle in Betrieben im Sinne der Richtlinie 96/82/EG
zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen
mit gefährlichen Stoffen, CELEX Nr. 396L0082 (ABl.
1997, Nr. L 10, S. 13 ff.);�

2. Im Abs. 2 des § 1 erhalten die bisherigen lit. e bis q
die Buchstabenbezeichnungen �f� bis �r�.

3. Im Abs. 1 des § 3 wird folgender Satz angefügt:
�In gleicher Weise sind Inhaber von Betrieben im Sinne

des § 1 Abs. 2 lit. e und Projektwerber bezüglich solcher
Betriebe verpflichtet, Auskunft über Art und Ausmaß der
vom Betrieb ausgehenden Gefahren, über die Gefähr-
dungsbereiche und über die zur Beurteilung des Gefähr-
dungspotentials maßgebenden Umstände zu erteilen.�

4. Im Abs. 1 des § 7 wird in der lit. e der Punkt durch
einen Strichpunkt ersetzt und folgende Bestimmung als
lit. f angefügt:

�f) in bestimmten Gemeinden oder Teilen von Ge-
meinden die Widmung von Grundflächen als Wohn-
gebiet, als Mischgebiet, als Sonderfläche und als Vorbe-
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haltsfläche unter Berücksichtigung der Standorte von
Betrieben im Sinne des § 1 Abs. 2 lit. e oder der für die
Ansiedlung oder Erweiterung solcher Betriebe vorgese-
henen Standorte nur bis zu bestimmten Grenzen hin zu-
lässig ist.�

5. Im Abs. 5 des § 7 hat der erste Satz zu lauten:
�Raumordnungsprogramme haben gemeinschafts-

rechtliche Verpflichtungen Österreichs im Rahmen der
Europäischen Union sowie raumbedeutsame Planungen
und Maßnahmen des Bundes, soweit deren Berücksich-
tigung verfassungsrechtlich geboten ist oder Vereinba-
rungen nach Art. 15a Abs. 1 B-VG darüber bestehen, zu
berücksichtigen.�

6. Im Abs. 1 des § 12 hat die lit. b zu lauten:
�b) aufgrund von gemeinschaftsrechtlichen Ver-

pflichtungen Österreichs im Rahmen der Europäischen
Union oder aufgrund der verfassungsrechtlich oder im
Hinblick auf Vereinbarungen nach Art. 15a Abs. 1 
B-VG gebotenen Berücksichtigung von raumbedeut-
samen Planungen oder Maßnahmen des Bundes zur Ver-
meidung von Planungswidersprüchen�

7. Im Abs. 2 des § 27 hat die lit. c zu lauten:
�c) die weitestmögliche Vermeidung von Nutzungs-

konflikten und wechselseitigen Beeinträchtigungen
beim Zusammentreffen verschiedener Widmungen, ins-
besondere auch unter Bedachtnahme auf die Standorte
von Betrieben im Sinne des § 1 Abs. 2 lit. e und die für
die Ansiedlung oder Erweiterung solcher Betriebe vor-
gesehenen Standorte;�

8. Im Abs. 1 des § 32 hat die lit. c zu lauten:
�c) aufgrund von gemeinschaftsrechtlichen Ver-

pflichtungen Österreichs im Rahmen der Europäischen
Union oder aufgrund der verfassungsrechtlich gebote-
nen Berücksichtigung raumbedeutsamer Planungen
oder Maßnahmen des Bundes zur Vermeidung von Pla-
nungswidersprüchen�

9. Im § 35 wird folgende Bestimmung als Abs. 3 an-
gefügt:

�(3) Die Vereinbarkeit eines Bauvorhabens mit der
im Flächenwidmungsplan festgelegten Widmung ist
nach der Art, dem Verwendungszweck und den Ver-
kehrsauswirkungen der jeweiligen baulichen Anlage so-
wie nach jenen Maßnahmen zum Schutz der Bevölke-
rung, deren Durchführung technisch möglich und recht-
lich sichergestellt ist, zu beurteilen.�

10. Im Abs. 1 des § 36 hat die lit. d zu lauten:
�d) aufgrund von gemeinschaftsrechtlichen Ver-

pflichtungen Österreichs im Rahmen der Europäischen
Union oder aufgrund der verfassungsrechtlich gebote-

nen Berücksichtigung raumbedeutsamer Planungen
oder Maßnahmen des Bundes zur Vermeidung von Pla-
nungswidersprüchen oder�

11. Die Abs. 2 und 3 des § 37 haben zu lauten:
�(2) Grundflächen, deren Eignung als Bauland ins-

besondere unter Bedachtnahme auf Gefahrenzonen-
pläne wegen einer Gefährdung durch Lawinen, Hoch-
wasser, Wildbäche, Steinschlag, Erdrutsch oder andere
Naturgefahren nur unter der Voraussetzung einer be-
stimmten Anordnung oder baulichen Beschaffenheit
von Gebäuden oder sonstiger baulicher Vorkehrungen
im Bereich von Gebäuden gegeben ist, dürfen nur dann
als Bauland gewidmet werden, wenn sie innerhalb eines
bestehenden zusammenhängenden Siedlungsbereiches
oder unmittelbar im Anschluss daran gelegen sind und
das Bauland dadurch nicht in Bereiche mit höheren
Gefährdungspotentialen erweitert wird.

(3) Die Grundflächen im Bauland sind als Wohnge-
biet, Gewerbe- und Industriegebiet oder Mischgebiet zu
widmen. Bei der Abgrenzung der Gebiete ist darauf Be-
dacht zu nehmen, dass gegenseitige Beeinträchtigungen,
insbesondere durch Lärm, Luftverunreinigungen, Ge-
ruch oder Erschütterungen, so weit wie möglich ver-
mieden werden. Weiters ist darauf Bedacht zu nehmen,
dass zwischen Grundflächen für Anlagen von Betrieben
im Sinne des § 1 Abs. 2 lit. e und anderen Grundflächen
im Bauland mit Ausnahme des Gewerbe- und Indust-
riegebietes ein angemessener Schutzabstand verbleibt.�

12. Im § 37 wird folgende Bestimmung als Abs. 4 an-
gefügt:

�(4) Bei der Widmung von Grundflächen als Bauland
mit Ausnahme von Gewerbe- und Industriegebiet ist
darauf Bedacht zu nehmen, dass diese einen angemes-
senen Schutzabstand zu Bergbaugebieten für den ober-
tägigen Abbau grundeigener mineralischer Rohstoffe
aufweisen. Weiters ist auf sonstige Bergbaugebiete Be-
dacht zu nehmen.�

13. Im § 39 wird folgende Bestimmung als Abs. 3 ein-
gefügt:

�(3) Im Gewerbe- und Industriegebiet dürfen Ge-
bäude für Anlagen von Betrieben im Sinne des § 1 Abs. 2
lit. e nur errichtet werden, wenn dies durch eine ent-
sprechende Festlegung im Flächenwidmungsplan für
zulässig erklärt worden ist. Solche Festlegungen dürfen
nur im Einklang mit den im Abs. 2 genannten Interes-
sen und unter Bedachtnahme auf § 37 Abs. 3 dritter Satz
getroffen werden.�

14. Die bisherigen Abs. 3, 4 und 5 des § 39 erhalten
die Absatzbezeichnungen �(4)�, �(5)� und �(6)�.
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15. Der nunmehrige Abs. 4 des § 39 hat zu lauten:
�(4) Bestehen im Gewerbe- und Industriegebiet 
a) auf Grundflächen, für die eine Festlegung nach

Abs. 2 getroffen wurde, rechtmäßig bereits Gebäude für
andere als nach dieser Festlegung zulässige Betriebe oder

b) auf Grundflächen, für die eine Festlegung nach
Abs. 3 nicht getroffen wurde, rechtmäßig bereits Ge-
bäude für Anlagen von Betrieben im Sinne des § 1 Abs. 2
lit. e,
so dürfen auf diesen Grundflächen auch Gebäude für
diese Betriebe bzw. Anlagen von Betrieben errichtet
werden, wenn dadurch der Baubestand und die betrieb-
liche Tätigkeit höchstens geringfügig erweitert werden.
Dabei ist im Falle der lit. a von den Gegebenheiten im
Zeitpunkt der Erlassung der betreffenden Festlegung
und im Falle der lit. b von den Gegebenheiten am 31. Mai
2001 auszugehen.�

16. Im Abs. 1 des § 40 wird folgender Satz angefügt:
�Gebäude für Anlagen von Betrieben im Sinne des § 1

Abs. 2 lit. e dürfen in Mischgebieten nicht errichtet
werden.�

17. Im Abs. 3 des § 43 wird das Zitat �§ 37 Abs. 1
und 2� durch das Zitat �§ 37 Abs. 1, 2, 3 dritter Satz
und 4� ersetzt.

18. Im Abs. 1 des § 44 wird in der lit. c das Zitat �§ 37
Abs. 1 und 2� durch das Zitat �§ 37 Abs. 1, 2, 3 dritter
Satz und 4� ersetzt.

19. Im Abs. 2 des § 46 hat in der lit. c der zweite Halb-
satz zu lauten:

�§ 37 Abs. 1, 2, 3 dritter Satz und 4 gilt sinngemäß.�
20. § 51 wird aufgehoben.
21. Im Abs. 3 des § 53 hat der zweite Satz zu lauten:
�§ 37 Abs. 1, 2, 3 dritter Satz und 4 gilt sinngemäß.�
22. Im Abs. 2 des § 67 hat die lit. b zu lauten:
�b) gemeinschaftsrechtliche Verpflichtungen Öster-

reichs im Rahmen der Europäischen Union oder raum-
bedeutsame Planungen oder Maßnahmen des Bundes im
Rahmen der verfassungsrechtlichen Pflicht zur Berück-
sichtigung nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt;�

23. Der Abs. 2 des § 109 hat zu lauten:
�(2) Auf die nach dem Tiroler Raumordnungsgesetz

1994 erfolgten Widmungen sind die Bestimmungen die-
ses Gesetzes anzuwenden. Widmungen als Sonderflächen
für Abbaugebiete und Abbauanlagen nach § 51 Abs. 1
dieses Gesetzes in der Fassung LGBl. Nr. 10/1997 und
des Gesetzes LGBl. Nr. 21/1998 gelten als Sonderflä-
chen nach § 43 Abs. 1 lit. a mit diesem Verwendungs-
zweck.�

Artikel II

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Juni 2001 in Kraft.
(2) Art. I Z. 13 bis 16 ist auch auf die im Zeitpunkt

des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes bestehenden oder
bereits beschlossenen Widmungen anzuwenden.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Streiter

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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